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1. Ausgangssituation 
 
Die vom Gemeinderat am 21.12.2006 beschlossene Haushaltssat-
zung 2007 wurde am 12.02.2007 vom Regierungspräsidium Tübin-
gen genehmigt und am 19.02.2007 öffentlich bekannt gemacht. 
 
In regelmäßigen Abständen wird der Gemeinderat über die aktuelle 
Haushaltssituation in Form eines Berichts informiert. 
 
 
 

2. Wesentliche Planabweichungen 
 

2.1 Verwaltungshaushalt 
 

2.1.1 Einnahmen 
 
Trotz eines nochmaligen leichten Rückgangs im 4. Quartal überstei-
gen die Einnahmen bei der Gewerbesteuer den Haushaltsansatz bei 
weitem. Das Gewerbesteueraufkommen liegt rund 21,23 Mio. € ü-
ber dem Planansatz von 66,50 Mio. €. Nach Abzug der Gewerbe-
steuerumlage von 19,41 Mio. € ergibt sich ein Netto-Aufkommen 
von 68,32 Mio. €. 
 
 
 
 
Durch Messbetragsänderungen ergeben sich bei der Grundsteuer B 
Mehreinnahmen von 222.000 €. 
 
Die übrigen Steuereinnahmen (Grundsteuer A, Hundesteuer) ver-
laufen weitgehend planmäßig. Lediglich bei der Vergnügungssteuer 
ergaben sich Mehreinnahmen von 173.000 €, weil die Besteuerung 
bei manchen Spielgeräten rechtlich noch immer umstritten ist und 
der Planansatz daher bewusst vorsichtig angesetzt wurde. 
 
 
Die November-Steuerschätzung hat eine weitere Anhebung des 
Gemeindeanteils an der Einkommenssteuer gebracht. Das Land 
geht nunmehr von einem Aufkommen von 4,01 Mrd. € (bisher: 
3,85 Mrd. €) aus. Bei der Haushaltsplanung 2007 hat die Stadt 
3,30 Mrd. € zugrunde gelegt. Dies hat Mehreinnahmen von rund 
2,17 Mio. € zur Folge. Die endgültige Abrechnung erfolgt jedoch erst 
im Februar.  
 
 
 
Obwohl durch die November-Steuerschätzung leicht nach unten 
korrigiert, ist auch beim Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer mit 
Mehreinnahmen in Höhe von 358.000 € zu rechnen. Gleiches gilt 
beim Familienleistungsausgleich, hier erwarten wir 136.000 € mehr, 
und bei den Schlüsselzuweisungen. Hier gehen wir aufgrund der 
Anhebung der Investitionspauschale von geplanten 12 €/EW auf 
32 €/EW von rund 400.000 € höheren Einnahmen aus. Die Sonsti-
gen Zuwendungen nach dem Finanzausgleichsgesetz (FAG) verlau-
fen plangemäß.  
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Bei den Gebühren und Entgelten kann mit leichten Mehreinnahmen 
bei den Passgebühren gerechnet werden. Diese werden allerdings 
durch Mehrausgaben für die Herstellung wieder kompensiert. Dar-
über hinaus sind Mehreinnahmen bei den Kindertagesstätten-
gebühren mit 40.000 € und den Baugenehmigungsgebühren mit 
226.000 € zu verzeichnen. Die Bestattungsgebühren liegen dagegen 
rund 38.000 € unter dem Planansatz. 
 
Bei den Miet- und Pachteinnahmen für die städtischen Gebäude 
wird von einem weitgehend planmäßigen Verlauf ausgegangen. Die 
Verwaltung der Wohngebäude ist seit dem 01.01.2006 auf den Ei-
genbetrieb Wohnungswirtschaft Biberach übertragen.  
 
Der geringe Bewirtschaftungsstand bei den Einnahmen aus Inneren 
Verrechnungen spiegelt sich durch entsprechend niedrige Ausgaben 
wieder. 
 
Die Abschlagszahlungen bei den Sachkostenbeiträgen der Schulen 
erfolgen nach den aktuellen Schülerzahlen. Da die Pro-Kopf-Beträge 
bei der Realschule, bei den Gymnasien und für die Pflugschule rück-
läufig sind, muss mit Wenigereinnahmen von rund 83.000 € ge-
rechnet werden.  
 
Dagegen hat die Stadt höhere Ausgleichszahlungen für das Kreis-
gymnasium Riedlungen mit 97.000 € erhalten. Hinzu kommt noch 
ein einmaliger Ausgleichbetrag für den Waldorfkindergarten mit 
58.000 €. 
 
Die Zinsen aus Geldanlagen werden aufgrund der gestiegenen Ein-
nahmen um ca. 570.000 € über dem Planansatz liegen. Die Erträge 
aus den Geldanlagen der Rückstellungen werden diesen direkt zu-
geschlagen, weil bei der Bildung der Rückstellungen auch eine ent-
sprechende Verzinsung unterstellt wurde. Im Bereich Konzessions-
abgaben liegen die laufenden Abschlagszahlungen vor allem beim 
Strom rund 124.000 € über der Planung.  
 
Bei den weiteren Finanzeinnahmen verlaufen die Bußgelder besser 
als geplant; die Mehreinnahmen betragen rund 84.000 €. Gleichzei-
tig liegen die Einnahmen aus der Vollverzinsung der Gewerbesteuer 
um 775.000 € über den Erwartungen. Allerdings erhöht sich hier 
auch die Ausgabeposition für die Erstattungszinsen um 50.000 €. 
 
Die kalkulatorischen Einnahmen werden erst zum Jahresende ver-
bucht. Diesen Einnahmen stehen dann in den verschiedenen Unter-
abschnitten Ausgaben in gleicher Höhe in Form von Abschreibun-
gen und Verzinsung gegenüber. 
 
 

2.1.2 Ausgaben 
 
Bei den Personalausgaben teilt das Hauptamt mit, das die 
Planzahlen in der Hochrechnung vom Dezember um rund 443.000 € 
unterschritten werden. Wegen neuer Anträge auf Altersteilzeit 
kann es hier noch zu Verschiebungen kommen.  
 
Seit dem Jahr 2005 bildet die Stadt Biberach im Vorgriff auf das 
neue Haushaltsrecht Rückstellungen für Altersteilzeit und seit 2006 
auch für Beihilfe- und Pensionslasten. In den Planansätzen für 2007 
sind nur die bisher bereits bekannten Rückstellungen für 
Altersteilzeit berücksichtigt. Aus den Pensions- und Beihilferück-
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stellungen wird sich wohl eine Entlastung für das Jahr 2007 mit 
rund 780.000 € ergeben. Unter Berücksichtigung der Neuein-
stellungen wird sich dieser Betrag im Jahr 2007 auf ca. 600.000 € 
reduzieren. Die konkreten Zahlen können jedoch erst am 
Jahresende vom Kommunalen Versorgungsverband ermittelt wer-
den. 
 
Die Aufwendungen für die Unterhaltung der Grundstücke und 
baulichen Anlagen verlaufen weitgehend planmäßig. Im Rahmen 
des internationalen Leichtathletikevents fielen überplanmäßige 
Ausgaben von 15.000 € für den Zeitmessturm im Stadion und 
9.100 € für die Erneuerung der Kugelstoßanlage an. Die Mehrkosten 
für die Umbauarbeiten für die Einrichtung des neuen Amtes für 
Gebäudemanagement können im Rahmen der insgesamt bereit 
gestellten Mittel aufgefangen werden.  
 
Die Bewirtschaftungskosten haben einen Stand von 88,54 % 
(Vorjahr: 91,48 %) des Planansatzes erreicht. Nach Auskunft des 
Amtes für Gebäudemanagement werden die Bewirtschaftungs-
kosten im Rahmen der Planung liegen. Insbesondere bei den Heiz-
kosten dürfte sich der milde Winter zum Jahresbeginn 2007 
vorteilhaft auswirken, ebenso die zum 01. Mai 2007 beschlossene 
Senkung des Gaspreises. 
 
 
Die Verwaltungs- und Betriebsausgaben sind bisher mit 75,74 % 
(Vorjahr: 70,21 %) bewirtschaftet. Neben den höheren Ausgaben bei 
den Pässen, die durch Mehreinnahmen teilweise kompensiert 
werden, fallen aufgrund des milden Winters geringere Ausgaben 
für den Winterdienst an. Der Straßenentwässerungskostenanteil 
liegt voraussichtlich rund 200.000 € über der Planung. Insgesamt 
rechnen wir bei den Verwaltungs- und Betriebsausgaben mit 
Einsparungen von rund 150.000 €. 
 
Der vorsorglich eingestellte Haushaltsansatz für Ausgabeaufschläge 
beim Kauf von Wertpapieren wurde nicht benötigt. Hier ergeben 
sich Einsparungen von 95.000 €. 
 
Bedingt durch die Mehreinnahmen bei der Gewerbesteuer sind für 
die Gewerbesteuerumlage Mehrausgaben von 4,70 Mio. € zu 
entrichten.  
 
Bei der Kreisumlage kann von einem plangemäßen Verlauf 
ausgegangen werden. Bei der Finanzausgleichsumlage an das Land 
hat sich der Umlagesatz im Vergleich zur Planung von 28,04 % auf 
aktuell 27,32 % ermäßigt. Das sind Einsparungen von rund 
325.000 €. 
 
Die veranschlagte Deckungsreserve von 100.000 € musste kaum in 
Anspruch genommen werden und wirkt sich daher positiv auf das 
Ergebnis aus. 
 
 
Im Verwaltungshaushalt wurden insgesamt 307.652 € (Vorjahr: 
635.837 €) an über- und außerplanmäßigen Ausgaben bewilligt. Die 
haushaltsmäßige Deckung der Mehrausgaben wurde in jedem 
Einzelfall nachgewiesen.  
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2.1.3 Entwicklung des Kulturbudgets 
 
Im Bereich des Kulturbudgets sind die Mittel auf der Einnahmen-
seite zu 104,03 % (Vorjahr: 100,30 %) und auf der Ausgabenseite zu 
88,67 % (Vorjahr 97,37 %) bewirtschaftet. Aus dem Jahr 2006 
konnten Mittel in Höhe von 339.082,00 € übertragen werden 
(Vorjahr: 147.120,58 €). Der Stand der Bewirtschaftung beim 
Kulturbudget liegt daher im Rahmen der Planung. 
 
Das Kulturdezernat hat zugesagt, im Rahmen eines Berichtswesens 
die Leistungen der Kultur und den Ressourcenverbrauch einmal pro 
Jahr darzustellen. Daher wird an dieser Stelle auf detaillierte 
Erläuterungen verzichtet. 
 
 

2.2 Vermögenshaushalt 
 

2.2.1 Einnahmen 
 
Der Vermögenshaushalt verläuft auf der Einnahmenseite, abgese-
hen von den nachfolgend dargestellten Veränderungen, weitge-
hend planmäßig. 
 
Bei den Einnahmen aus Grundstücksverkäufen sind Mehreinnah-
men von rund 2,07 Mio. € zu verzeichnen, die auf außerordentliche 
Verkäufe zum Jahresende zurückzuführen sind. 
 
Bei den Erschließungsbeiträgen sind 132,61 % des Planansatzes 
eingegangen (Vorjahr: 13,91 %), was Mehreinnahmen in Höhe von 
243.000 € bedeutet. Im Wesentlichen handelt es sich hierbei um 
nicht geplante private Grundstücksveräußerungen, die eine Er-
schließungsbeitragspflicht nach sich zogen. Entsprechend liegen 
auch die Kostenerstattungen für Ausgleichsmaßnahmen mit 
82.000 € über dem Plan. Dagegen fehlen bei den Ablösebeträgen 
für Kfz-Stellplätze 26.000 €. 
 
Bei den Zuschüssen vom Bund für Schulbaumaßnahmen zeichnen 
sich keine weiteren Veränderungen ab. Die eingeplanten Landeszu-
schüsse für den Klassentrakt beim Wieland-Gymnasium wurden im 
Jahr 2007 nicht mehr bewilligt. Dies führt zu Einnahmeausfällen in 
Höhe von 519.000 €. Diese werden durch Mehreinnahmen bei der 
Altlastensanierung Lehmgrube mit 404.000 € und für den Ausbau 
der Saulgauer Straße mit 200.000 € mehr als ausgeglichen.  
 
Beim Zuschuss des Landes für die Sanierung Östliche Innenstadt 
sind fast 501.000 € eingegangen; somit stehen hier noch 398.000 € 
aus.  
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2.2.2 Ausgaben 
 
Auf der Ausgabenseite zeichnen sich bisher keine erheblichen Ab-
weichungen gegenüber den Planzahlen ab.  
 
Beim Grunderwerb wurden 82,43 % bewirtschaftet; damit bleiben 
rund 1,07 Mio. € übrig. Die für den Grunderwerb Wässerwiesen 
noch benötigten Mittel sind im Haushalt 2008 eingeplant. 
 
Die Mittel für die Eigenkapitalerhöhung bei den Stadtwerken - ne-
ben den normalen Erhöhungen für den ÖPNV - wurden vollständig 

. . . 
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ausbezahlt. Die Stadtwerke Biberach GmbH erhielten somit rund 
3,54 Mio. €, insbesondere für den Neubau des Hallenbads und die 
Sanierung der Tiefgarage Stadthalle. Die endgültige Höhe der Ei-
genkapitalerhöhung ist abhängig von der finanziellen Entwicklung 
der Stadtwerke einerseits und der Baukosten für die geplanten Vor-
haben andererseits. Hierzu wird dem Gremium noch eine gesonder-
te Vorlage unterbreitet. 
 
Bei den Baumaßnahmen wurde für die Sanierung der Altablagerung 
Lehmgrube vom Gemeinderat am 21.05.2007 eine neue Gesamt-
kostendarstellung gebilligt (Dr. Nr. 84/2007). Hier wird mit Mehr-
kosten von insgesamt 1,25 Mio. € gerechnet. 
 
Beim Bau des Radwegs an der Saulgauer Straße mit insgesamt 
405.000 € hat die Stadt die Vorfinanzierung von 205.000 € über-
nommen, nachdem der zugesagte Landeszuschuss wegen einer 
Haushaltssperre nur teilweise ausbezahlt wird (Dr. Nr. 127/2007). 
Bei beiden Maßnahmen waren die Planansätze für das Jahr 2007 
jedoch ausreichend bemessen. 
 
Für den Umbau des Verwaltungs- und des nordwestlichen Pavillons 
am Wieland-Gymnasium wurde eine überplanmäßige Ausgabe von 
139.100 € bewilligt (Dr. Nr. 85/2007). 
 
Um die Mehrausgaben beim Kreisverkehr Rollinstraße mit Belags-
sanierung zu decken, wurden Mittel in Höhe von 100.000 € von der 
Erneuerung der Probststraße umgeschichtet (Dr. Nr. 83/2007). 
 
Für die Hochwasserschutzmaßnahmen im Mumpfental und Schlie-
renbachtal wurden überplanmäßig 77.048 € bewilligt (Dr. Nr. 
232/2007).  
 
Trotz der teilweise auch konjunkturbedingten Mehrausgaben bei 
den Bauausgaben halten wir es insgesamt - abgeleitet aus den Er-
fahrungen der Vorjahre - für möglich, hier noch eine Ausgabenre-
duzierung von rund 2,0 Mio. € zu erreichen. 
 
 
Nach dem derzeitigen Stand sind im Vermögenshaushalt bisher 
605.304 € (Vorjahr: 325.770 €) über- und außerplanmäßig bewilligt 
worden. Davon entfallen 139.100  € auf die oben beschriebenen 
Umbaumaßnahmen am Wieland-Gymnasium und 100.000 € auf 
den Kreisel an der Rollinstraße. Die haushaltsmäßigen Deckungen 
waren jeweils nachgewiesen. 
 
 
 

3. Kassenliquidität 
 
Die Liquidität der Stadtkasse ist gut. Die derzeit nicht benötigten 
Mittel konnten in Geldanlagen angelegt werden. 
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4. Zusammenfassung, Ergebnis 
 
Das anhaltend hohe Niveau der Gewerbesteuereinnahmen in Bibe-
rach führt dazu, dass die Mehrausgaben in verschiedenen Bereichen 
kompensiert werden können und darüber hinaus noch eine Erhö-
hung der geplanten Zuführungsrate um 22,0 bis 24,0 Mio. € mög-
lich erscheint. Die gute konjunkturelle Entwicklung trägt ein Übri-
ges hierzu bei. So sind erstmals wieder deutlichere Zuwächse beim 
Einkommen- und Umsatzsteueranteil zu erwarten. 
 
Im Vermögenshaushalt gehen wir davon aus, dass einzelne Zu-
schussausfälle durch die vorzeitige Auszahlung anderer Zuschüsse 
und durch geringere Bauausgaben sowie die höhere Zuführung 
ausgeglichen werden können. Im Übrigen hoffen wir, nachdem kei-
ne negativen Tendenzen erkennbar sind, auf einen weitgehend 
planmäßigen Verlauf, so dass eine überplanmäßige Zuführung zur 
Rücklage in Höhe von voraussichtlich 27,0 bis 29,0 Mio. € möglich 
sein wird.  
 
Insgesamt bleibt es damit bei der positiven Einschätzung der Haus-
haltslage für das Jahr 2007. 
 
Die erheblichen Mehreinnahmen des Jahres 2007 werden zeitver-
setzt aber negative Folgen im Jahr 2009 durch deutlich höhere Um-
lagezahlungen an das Land und den Kreis haben. Es ist daher not-
wendig, dass die Allgemeine Rücklage als Risikovorsorge einerseits 
und zum Ausgleich der Folgen im Finanzausgleich andererseits ge-
stärkt wird, um eine kontinuierliche Haushaltsentwicklung zu ge-
währleisten.  
 

 
 
 
 
Leonhardt 
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